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RechtspRechung und gesetzgebung

MITGLIEDERVERSAMMLUNG

digitale Mitgliederversammlungen: gesetzesinitiative läuft

| Der Freistaat Bayern hat einen Gesetzesentwurf eingebracht, der zum Ziel hat, digitale Mitglie-
derversammlungen über die pandemische Situation hinaus zu ermöglichen. Der Bundesrat hat das 
„Gesetz zur Ermöglichung digitaler Mitgliederversammlungen im Vereinsrecht“ im Mai beraten und 
in die Ausschüsse verwiesen. Am 10.06.2022 hat er beschlossen, den Gesetzesentwurf beim Deut-
schen Bundestag nach Maßgabe der beschlossenen Änderungen einzubringen (Art. 76 Nr. 1 GG) |

hintergrund | Derzeit können Mitgliederver-
sammlungen nur dann virtuell stattfinden, 
wenn die Satzung dies ausdrücklich vorsieht 
oder alle Mitglieder ausdrücklich zustimmen. 
Die pandemiebedingte Sonderregelung, die es 
Vereinen auch ohne entsprechende Satzungs-

regelung erlaubt, Mitgliederversammlungen vir-
tuell durchzuführen, läuft am 31.08.2022 aus. An-
gesichts der voranschreitenden Digitalisierung sei 
die Regelung des § 5 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3a CO-
VMG aber auch über die pandemische Situation 
hinaus sinnvoll, betont die Initiative aus Bayern. 

VEREINSREGISTER

einfache Mitglieder haben regelmäßig kein beschwerderecht

| Lehnt das Registergericht die Löschung von Vorstandsmitgliedern wegen angeblichen Rücktritts 
ab, ist die Beschwerde eines Vereinsmitglieds unzulässig, weil es an einer unmittelbaren Rechtsbe-
einträchtigung fehlt. In Bezug auf die Eintragungen im Vereinsregister ist ein Vereinsmitglied allen-
falls mittelbar beeinträchtigt. Diese Auffassung vertritt das KG Berlin. |

Ein Vereinsmitglied hatte die Löschung von Vor-
standsmitgliedern aus dem Vereinsregister bean-
tragt, weil sämtliche Vorstandsmitglieder ihren 
Rücktritt erklärt haben. Eine unmittelbare Beein-
trächtigung des Stimmrechts lag nicht vor, weil das 
Mitglied sein Recht auf Mitbestimmung bei der 
Auswahl eines Vorstands allein im Rahmen der 
Wahlen auf der Mitgliederversammlung ausüben 
kann. Das Recht wird durch die Eintragung nicht 
beeinträchtigt. Auf die Einhaltung der Satzung und 
der Verfahrensvorschriften hat ein einzelnes Mit-
glied keinen Anspruch. Es ist auf das Minderhei-
tenbegehren nach § 37 Abs. 1 BGB verwiesen (KG 
Berlin, Beschluss vom 16.12.2021, Az. 22 W 57/21).

pRAXIstIpp | Etwas anderes gilt nur, wenn 
das Mitglied selbst als Vorstandsmitglied im Re-
gister eingetragen werden soll oder ein Sonder-
recht, das ihm zusteht, betroffen ist. Dann ist es 
direkt betroffen und somit beschwerdeberech-
tigt. Einfache Mitglieder haben ferner die Mög-
lichkeit, das Registergericht zu bitten, von Amts 
wegen einzuschreiten. Zwar gibt es hier für das 
Mitglied keine formalen Rechtsmittel, das Ge-
richt muss aber in vielen Fällen von sich aus tätig 
werden. Das gilt z. B., wenn der Vorstand erfor-
derliche Anmeldungen unterlässt.

hAFtungsAusschLuss | Die Texte dieser Ausgabe sind nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Kom-
plexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen.

VEREINSREGISTER

besonderer Vertreter: satzungsanforderung darf ungenau sein

| Vereinssatzungen sehen neben dem Vorstand oft einen Geschäftsführer vor, der die laufenden Ge-
schäfte des Vereins führt. Diese Vorgaben genügen, um einen solchen Geschäftsführer als besonde-
ren Vertreter ins Vereinsregister einzutragen. Die Satzung muss nicht ausdrücklich den Begriff „be-
sonderer Vertreter“ benutzen, vielmehr kann sich aus ihrer Auslegung ergeben, dass er die Befug-
nisse eines besonderen Vertreters haben soll (KG Berlin, Beschluss vom 21.04.2022, Az. 22 W 12/22). |

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/229374
https://www.iww.de/quellenmaterial/id/229375
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UNFALLVERSICHERUNG

Kein schutz bei hilfeleistungen von eltern im sportverein

| Die Mithilfe von Eltern im Sportverein ihres Kindes ist regelmäßig nicht unfallversichert. Das ent-
schied das SG Hamburg im Fall einer Mutter, die als ehrenamtliche Betreuerin für die Basketball-
mannschaft ihrer Tochter tätig war und dabei einen Unfall erlitt. |

hintergrund | Da kein Beschäftigungsverhält-
nis bestand, kam nur ein Versicherungsschutz 
als „Wie-Beschäftigte“ nach § 2 Abs. 2 S. 1 SGB 
VII in Frage. Nach dieser Regelung sind Perso-
nen unfallversichert, die zwar keine Vergütun-
gen erhalten, aber in einem beschäftigungs-
ähnlichen Verhältnis stehen. Dafür nennt das 
SG die folgenden von der Rechtsprechung ent-
wickelten Kriterien:

	� Es muss sich um eine ernste, dem fremden 
Unternehmen dienende Tätigkeit von wirt-
schaftlichem Wert handeln.

	� Die Tätigkeit muss dem ausdrücklichen oder 
mutmaßlichen Willen des Unternehmers 
entsprechen.

	� Sie muss dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu-
gänglich sein, d. h. typischerweise auch von 
Personen verrichtet werden können, die in 

einem Beschäftigungsverhältnis stehen, und 
konkret arbeitnehmerähnlich sein.

Diese Kriterien waren nach Auffassung des SG 
Hamburg im konkreten Fall aber nicht erfüllt. 
Die Mutter war nicht arbeitnehmerähnlich tätig 
geworden, sondern aufgrund einer verwandt-
schaftlichen Sonderbeziehung. Das zeigte sich 
insbesondere darin, dass sie ausschließlich für 
die Mannschaft ihrer Tochter tätig war. Sind Hil-
feleistungen selbstverständlich oder ist die Tä-
tigkeit durch die Zugehörigkeit zu einer Ge-
meinschaft oder sozial geprägten Beziehung 
gekennzeichnet, fehlt es aber an der konkreten 
Arbeitnehmerähnlichkeit und in der Folge am 
Versicherungsschutz der Mutter (SG Hamburg, 
Gerichtsbescheid vom 26.05.2021, Az. S 40 U 
167/20).

GEMEINNÜTZIGKEIT 

Verwirklichung begünstigter zwecke im Ausland: neuer erlass

| Das Finanzministerium Sachsen-Anhalt hat einen neuen Erlass zur Verwirklichung steuerbe-
günstigter Zwecke im Ausland herausgegeben. Im Mittelpunkt stehen die Mittelverwendung im 
Ausland durch inländische Körperschaften und die Verfolgung steuerbegünstigter Zwecke, durch 
ausländische Körperschaften (FinMin Sachsen-Anhalt, Erlass vom 01.03.2022, Az. 42 – S 0170 – 220). |

SPORTANGEBOTE

Fitness-studio schließt wegen corona: beitragspflicht ruht

| Ein Fitness-Studio hat für den Zeitraum einer coronabedingten Schließung keinen Anspruch auf 
Zahlung der Beiträge. Diese Entscheidung des AG Hamburg-Mitte gilt grundsätzlich für alle Sportan-
gebote (auch von Vereinen), die durch laufende Zahlungen vergütet werden. Anders sieht es nur bei 
den Mitgliedsbeiträgen aus. Hier beruht die Zahlungsverpflichtung nämlich auf der Mitgliedschaft, 
ohne dass ihr bestimmte Leistungen des Vereins gegenüberstehen. |

Im konkreten Fall hatte ein Mitglied die Zah-
lung weiterer Mitgliedsbeiträge verweigert, 
als das Fitness-Studio auf behördliche Anwei-
sung hin schließen musste. Auch die zur Kom-
pensation vom Studio angebotenen Gutscheine 
lehnte es ab. Zu Recht, wie das AG Hamburg-
Mitte entschied. Aufgrund der behördlich ange-

ordneten Schließung war es dem Studio un-
möglich geworden, die vertraglich geschuldete 
Leistung (das Überlassen der Fitnessgeräte) zu 
erbringen. In dem Fall entfällt auch die Gegen-
leistungspflicht der Mitglieder, also die Zah-
lungspflicht (AG Hamburg-Mitte, Urteil vom 
11.06.2021, Az. 9 C 95/21).

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/229370
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/229370
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/228867
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/227121


3VBM-03.2022

VeReInspRAXIs

VERGÜTUNGEN

die energiepreispauschale: Wer bekommt sie im Verein?

| Im „Steuerentlastungsgesetz 2022“ ist als Maßnahme zum Umgang mit den hohen Energiekosten 
u. a. eine einmalige Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro geregelt. Sie wird ab dem 01.09.2022 
durch den Arbeitgeber ausgezahlt und betrifft auch Vereine in nicht unerheblichem Maß, denn der 
Kreis der Begünstigten ist weit gefasst. Insbesondere kommen Mitarbeiter in den Genuss, die nur 
im Rahmen des Ehrenamts- und Übungsleiterfreibetrags vergütet werden. Nachfolgend erfahren Sie,  
wer im Verein begünstigt ist und was Vereine veranlassen müssen. |

Wer erhält die energiepreispauschale

Die Energiepreispauschale (EPP) erhalten alle 
einkommensteuerpflichtigen Beschäftigten und 
Selbstständigen. Dabei kommt es nicht darauf 
an, ob sie für die entsprechenden Einkünfte tat-
sächlich Einkommensteuer zahlen. 

Anspruch auf epp setzt bei vier einkünften an
Einen Anspruch auf die EPP haben alle Personen 
mit Aufenthalt in der Bundesrepublik im Jahr 
2022, die im Steuerjahr 2022 Einkünfte aus zumin-
dest einer der folgenden Einkunftsarten erzielen:

	� Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 
EStG)

	� Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 EStG)
	� Einkünfte aus selbstständiger Arbeit (§ 18 
EStG) 

	� Einkünfte als Arbeitnehmer aus einer aktiven 
Beschäftigung (§ 19 EStG)

Wichtig | Gesetzlich geregelt ist, dass der An-
spruch auf die EPP am 01.09.2022 entsteht. Es 
kommt aber nicht darauf an, dass das Beschäfti-
gungsverhältnis am 01.09.2022 noch oder schon 
besteht. Der 01.09.2022 ist also kein Stichtag für 
die Anspruchsvoraussetzung. Anspruch auf die 
Zahlung hat jede Person, die irgendwann im Jahr 
2022 eine der o. g. Einkunftsarten erzielt hat.

Allerdings hängt von diesem Stichtag ab, wer 
die EPP auszahlt. Nur wenn zu diesem Zeit-
punkt ein Beschäftigungsverhältnis besteht, ist 
der Arbeitgeber für die Auszahlung zuständig. 
Andernfalls kann der Steuerzahler die EPP im 
Rahmen seiner Einkommensteuererklärung 
beantragen und bekommt sie direkt vom Fi-
nanzamt ausgezahlt. Bei freien Mitarbeitern 
(Honorarkräften) wird die Pauschale also mit 
den Einkommensteuervorauszahlungen ver-
rechnet. Hier müssen lediglich im Jahr 2022 
entsprechende Einkünfte vorliegen.

Auch Minijobber haben Anspruch
Die Pauschale wird auch für kurzfristig oder ge-
ringfügig Beschäftigte (Minijobber) gewährt. Es 
spielt dabei keine Rolle, wie hoch die monatli-
che Vergütung ist. 

Außerdem erhalten auch folgende Gruppen die 
EPP:

	� Freiwillige im Bundesfreiwilligendienst und 
Jugendfreiwilligendienst

	� Arbeitnehmer, die steuerpflichtige oder steu-
erfreie Zuschüsse des Arbeitgebers erhalten 
(z. B. nach dem Mutterschutzgesetz)

	� Werkstudenten und Studenten im entgeltli-
chen Praktikum

	� Menschen mit Behinderungen, die in einer 
Werkstatt für Menschen mit Behinderungen 
tätig sind

	� Arbeitnehmer mit einem aktiven Dienstver-
hältnis, die dem Progressionsvorbehalt un-
terliegende Lohnersatzleistungen beziehen, 
z. B. Kurzarbeitergeld, Insolvenzgeld, Kran-
kengeld, Mutterschaftsgeld, Elterngeld, Ver-
dienstausfallentschädigungen nach dem In-
fektionsschutzgesetz, Transferkurzarbeiter-
geld etc.

bezieher von ehrenamts- und Übungsleiter-
pauschale sind begünstigt
Auch Personen, die ausschließlich steuerfreien 
Arbeitslohn beziehen, erhalten die EPP. Das gilt 
insbesondere für Zahlungen im Rahmen des 
Ehrenamts- und Übungsleiterfreibetrags und 
bei ehrenamtlichen Betreuern mit Aufwandent-
schädigungen nach § 1835a BGB. Das war bis 
dato nicht klar und ergibt sich auch nicht aus 
dem Wortlaut des Gesetzes.

Wichtig | Werden die Freibeträge bereits voll 
ausgeschöpft, wird die EPP evtl. steuerpflichtig. 
Hier kommt es auf den Einzelfall an.
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	◼ beispiele

	� Ein Fußballtrainer erhält 250 Euro pro Monat, die 
im Rahmen der Übungsleiterpauschale steuer-
frei sind. Da er neben seinem Hauptberuf noch 
einen Minijob von monatlich 450 Euro hat, kann 
der Verein die EPP nicht pauschal besteuern. Sie 
wird zusammen mit den Haupteinkünften steu-
erpflichtig, bleibt aber sozialversicherungsfrei.

	� Eine Helferin in einer Schulkantine eines Schul-
fördervereins erhält 70 Euro pro Monat (Ehren-
amtspauschale). Da sie keine weitere Beschäf-
tigung ausübt, fällt die EPP, weil damit der Frei-
betrag überschritten ist, unter die Regelungen 
für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
(Minijobs) und bleibt damit abgabenfrei (s. u.).

empfänger von sozialleistungen
Auch Empfänger von Sozialleistungen wie Ar-
beitslosengeld (ALG) I und II oder Sozialhilfe er-
halten die EPP, wenn sie zusätzlich entspre-
chende Einkünfte haben. Das gilt insbesondere 
auch für Beschäftigte in Vereinen, die neben So-
zialleistungen Einkünfte im Rahmen des 
Übungsleiter- und Ehrenamtsfreibetrags haben. 

Wichtig | Ehrenamts- und Übungsleiterfreibe-
trag sind bei einkommensabhängigen Sozialleis-
tungen wie z. B. ALG anrechnungsfrei. Das gilt – 
so das BMF – auch für die EPP, weil sie ebenfalls 
eine staatliche Sozialleistung darstellt.

Lohnsteuerliche einordnung der epp

Die EPP ist sozialversicherungsfrei, aber lohn-
steuerpflichtig. Entsprechend müssen sie die 
Arbeitgeber bei der Lohnabrechnung erfassen. 

elektronische Lohnsteuerbescheinigung mit 
großbuchstabe e 
Die EPP wird in der elektronischen Lohnsteuer-
bescheinigung mit dem Großbuchstaben E an-
gegeben. Das Finanzamt kann so Doppelzah-
lungen ausschließen (Auszahlung über den Ar-
beitgeber und zusätzlich im Rahmen der Ein-
kommensteuerveranlagung 2022).

Wichtig | Im Lohnsteuerabzugsverfahren wird 
die EPP bei der Berechnung der Vorsorgepau-
schale nach § 39b Abs. 2 S. 5 Nr. 3 a bis c EStG 
nicht berücksichtigt. Das ist aber eine abrech-
nungstechnische Frage, die über die Lohnab-
rechnungssoftware abgebildet werden muss.

Steuerlich fällt die EPP immer in den Veranla-
gungszeitraum 2022, auch wenn sie evtl. erst im 
Folgejahr ausbezahlt wird.

Für geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer, für 
die die Lohnsteuer nach § 40a Abs. 2 EStG pau-
schal erhoben wird, muss der Arbeitgeber kei-
ne Lohnsteuerbescheinigung ausstellen. Gibt 
der Arbeitnehmer eine Einkommensteuerklä-
rung für 2022 ab, muss er in der Erklärung an-
geben, dass er die EPP evtl. bereits vom Arbeit-
geber erhalten hat.

Keine Verpflichtung zur Abgabe einer 
einkommensteuererklärung
Arbeitnehmer, an die die EPP über den Arbeit-
geber ausgezahlt wird, sind allein deshalb nicht 
verpflichtet, eine Einkommensteuererklärung 
abzugeben. Zahlt der Arbeitgeber die EPP nicht 
aus, kommt der Steuerzahler nur dann in den 
Genuss der EPP, wenn er eine Einkommen-
steuererklärung abgibt.

prinzip „Auszahlung- und-erstattung“

Arbeitnehmer erhalten die EPP durch ihren Ar-
beitgeber – mit der ersten, nach dem 31.08.2022 
fälligen regelmäßigen Lohnzahlung. Arbeitge-
bern wird die ausbezahlte Pauschale dann wie-
der vom Finanzamt erstattet. Das geschieht 
durch Verrechnung mit der abzuführenden 
Lohnsteuer. D. h. der Arbeitgeber behält die 
Pauschalen von der nächsten Lohnsteuerzah-
lung ein. Ist die Summe der ausgezahlten Ener-
giepreispauschale höher als die abzuführende 
Lohnsteuer, wird der entsprechende Betrag dem 
Arbeitgeber vom Finanzamt erstattet. Technisch 
wird dies über eine sog. Minus-Lohnsteuer-An-
meldung abgewickelt. Ein gesonderter Antrag 
des Arbeitgebers ist dazu nicht erforderlich.

In jedem Fall, in dem für das Jahr 2022 eine Ein-
kommensteuererklärung abgegeben wird, prüft 
das Finanzamt, ob ein Anspruch auf die EPP be-
steht. Auch Arbeitnehmer, die ihre EPP noch 
nicht über den Arbeitgeber erhalten haben, be-
kommen sie anhand ihrer Angaben in der Steu-
ererklärung für das Jahr 2022. Ein besonderer 
Antrag ist nicht erforderlich. Im Steuerbescheid 
wird dann neben der Einkommensteuer auch 
die EPP festgesetzt.

Der Arbeitgeber kann die EPP vom Gesamtbe-
trag der abzuführenden Lohnsteuer entneh-
men, und zwar bei
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	� monatlichem Anmeldungszeitraum bis zum 
12.09.2022,

	� bei vierteljährlichem Anmeldungszeitraum 
bis zum 10.10.2022 und

	� bei jährlichem Anmeldungszeitraum bis zum 
10.01.2023

steuerliche behandlung beim Arbeitgeber

Die Auszahlung der EPP ist beim Arbeitgeber ei-
ne Betriebsausgabe, die Refinanzierung über die 
Lohnsteuer-Anmeldung eine Betriebseinnahme. 
Im Ergebnis sind die Zahlungsvorgänge zur EPP 
also ohne Folgen für den steuerlichen Gewinn.

Wichtig | Die EPP wird buchhalterisch als 
Lohnzahlung behandelt.

Wann zahlt Arbeitgeber die epp aus?

Arbeitnehmer erhalten die EPP vom Arbeitge-
ber ausgezahlt, wenn sie unbeschränkt steuer-
pflichtig sind und am 01.09.2022

	� in einem ersten Dienstverhältnis stehen, das 
über die Steuerklassen I bis V abgerechnet wird,

	� im Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung 
pauschal besteuerten Arbeitslohn beziehen 
(„Minijobber“) und dem Arbeitgeber schriftlich 
bestätigen, dass es sich um das erste Dienst-
verhältnis handelt.

Wichtig | Bei einer Abrechnung auf Steuer-
klasse VI besteht ein weiteres Arbeitsverhält-
nis. Die EPP wird dann darüber ausgezahlt. 
Auch wenn der Beschäftigte Lohnersatzleistun-
gen (z. B. Kranken-, Eltern oder Kurzarbeiter-
geld) bezieht, zahlt der Arbeitgeber die EPP 
aus, solange ein Beschäftigungsverhältnis be-
steht. Besteht am 01.09.2022 kein Beschäfti-
gungsverhältnis, kann der Arbeitnehmer die 
EPP nur dann erhalten, wenn er eine Einkom-
mensteuererklärung für das Jahr 2022 abgibt.

	◼ beispiel

Ein Arbeitnehmer ist von Januar bis September 
2022 arbeitslos gemeldet und hat auch keinen 
Minijob. Er beginnt am 01.10.2022 eine Tätigkeit 
bei Ihrem Verein. 
Folge: Sie dürfen die EPP nicht auszahlen. Der 
Minijobber hat aber Anspruch darauf. Er muss 
sie sich über die Steuererklärung 2022 holen.

Verein beschäftigt nur ehrenamtler

Dieses Auszahlungsverbot gilt auch, wenn Ihre 
Einrichtung ausschließlich Vergütungen im 
Rahmen von Ehrenamts- und Übungsleiterpau-
schalen zahlt, also keine Lohnsteuer abführt. 
Ihre Ehrenamtler müssen dann, um die EPP zu 
erhalten, für 2022 eine Einkommensteuererklä-
rung abgeben. Und zwar selbst dann, wenn sie 
keine anderen steuerpflichtigen Einkünfte ha-
ben.

pRAXIstIpp | Weisen Sie insbesondere Ihre 
ehrenamtlich Tätigen auf dieses Verfahren hin. 

Wann erfolgt die Auszahlung?
Regelmäßig wird die EPP mit dem September-
gehalt ausgezahlt. Arbeitgeber mit vierteljähr-
lichem Anmeldungszeitraum können die EPP 
abweichend davon im Oktober 2022 auszahlen. 
Arbeitgeber mit jährlichem Anmeldungszeit-
raum können auf die Auszahlung an den Arbeit-
nehmer ganz verzichten. In dem Fall kann ein 
anspruchsberechtigter Arbeitnehmer die EPP 
dann über die Abgabe einer Einkommensteuer-
erklärung für das Jahr 2022 erhalten.

Erfolgt die Auszahlung aus organisatorischen 
oder abrechnungstechnischen Gründen nicht 
mehr fristgerecht im September 2022, kann sie 
mit der Gehaltsabrechnung für einen späteren 
Abrechnungszeitraum des Jahres 2022 vorge-
nommen werden.

Auszahlung durch das Finanzamt
Der Arbeitgeber zahlt die EPP nicht an einen 
Arbeitnehmer aus, wenn

	� am 01.09.2022 kein Dienstverhältnis bestand,
	� der Arbeitgeber nicht verpflichtet ist, Lohn-
steuer-Anmeldungen abzugeben (z. B. weil 
die Höhe der Arbeitslöhne so gering ist, dass 
keine Lohnsteuer anfällt, oder der Arbeitge-
ber ausschließlich Minijobber hat, bei denen 
die Lohnsteuer nach § 40a Abs. 2 EStG pau-
schal erhoben wird), 

	� der Arbeitgeber mit jährlichem Anmeldungs-
zeitraum auf die Auszahlung an den Arbeit-
nehmer verzichtet hat,

	� der Arbeitnehmer bei der Pauschalbesteue-
rung von Minijobs dem Arbeitgeber nicht 
schriftlich bestätigt hat, dass es sich um das 
erste Dienstverhältnis handelt,
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	� der Arbeitnehmer kurzfristig beschäftigt ist 
oder

	� der Arbeitnehmer keinen inländischen Ar-
beitgeber hat.

Die Arbeitnehmer erhalten die EPP sodann 
nach Abgabe einer Einkommensteuererklärung 
für das Jahr 2022 im Rahmen der Veranlagung.

zu unrecht ausgezahlte epp
Lagen, wie sich evtl. später herausstellt, die Vo-
raussetzungen für die Auszahlung der EPP 
nicht vor, muss der Arbeitgeber die bereits aus-
gezahlte EPP vom Arbeitnehmer bis zur Über-
mittlung oder Ausschreibung der Lohnsteuer-
bescheinigung zurückfordern und die auf die 
EPP entfallende Lohnsteuer nach den allge-
meinen Regeln korrigieren.

besonderheiten bei Minijobs

Um sicherzustellen, dass die Pauschale nicht 
bereits über ein anderes Arbeitsverhältnis aus-
gezahlt wird, müssen die Minijobber dem Ar-
beitgeber schriftlich bestätigen, dass es sich um 
das erste Dienstverhältnis handelt. Für diese 
Erklärung bietet das BMF folgendes Muster an:

BESTÄTIGUNG /  Erstes Dienstverhältnis

„Hiermit bestätige ich … (Arbeitnehmer), dass 
mein am 01.09.2022 bestehendes Dienstverhältnis 
mit … (Arbeitgeber) mein erstes Dienstverhältnis 
ist. Mir ist bekannt, dass bei einer unrichtigen An-
gabe der Tatbestand einer Steuerstraftat oder 
-ordnungswidrigkeit vorliegen kann.

Hinweis: Die Energiepreispauschale steht jeder 
anspruchsberechtigten Person nur einmal zu, 
auch wenn im Jahr 2022 mehrere Tätigkeiten aus-
geübt werden. In den Fällen einer geringfügigen 
Beschäftigung (Minijob) darf der Arbeitgeber die 
Energiepreispauschale nur dann an den Arbeit-
nehmer auszahlen, wenn es sich bei der Beschäf-
tigung um das erste Dienstverhältnis (Haupt-
Dienstverhältnis) handelt. Dadurch soll verhin-
dert werden, dass die Energiepreispauschale an 
einen Arbeitnehmer mehrfach ausgezahlt wird.“

Hat der Arbeitnehmer zum 01.09.2022 neben sei-
ner Hauptbeschäftigung auch einen Minijob, 
kann er nicht wählen, welcher Arbeitgeber die 
EPP auszahlt. Die Auszahlung erfolgt immer 
durch den Hauptarbeitgeber. Da die EPP nicht so-
zialversicherungspflichtig ist, wird sie auch nicht 
in die Obergrenze für Minijobs eingerechnet.

der zusammenfassende Überblick über den Kreis der epp-berechtigten

Die nachfolgenden Personen in Ihrem Verein haben – unberücksichtigt von Nebeneinkünften – An-
spruch auf die EPP.

AUF EINEN BLICK /  Wer profitiert im Verein von der EPP?
person Anspruch Auszahlung

Im Verein beschäftigte 
Arbeitnehmer 
(Vollzeit, Teilzeit, Aushilfen, 
Azubis)

Ja

Grundsätzlich mit der Steuerfestsetzung für 2022 
Ausnahme: Auszahlung durch den Verein mit dem 
Septemberlohn/-gehalt, wenn am 01.09.2022 in 
einem aktiven ersten Dienstverhältnis beschäftigt

Im Verein beschäftigte 
Minijobber

Nein
Ausnahme: Schriftliche 
Bestätigung des Minijob-
bers, dass es sich um das 
erste Dienstverhältnis 
handelt

Grundsätzlich mit der Steuerfestsetzung für 2022 
Ausnahme: Auszahlung durch den Verein mit dem 
Septemberlohn/-gehalt, wenn am 01.09.2022 in 
einem aktiven ersten Dienstverhältnis beschäftigt

Übungsleiter und Ehrenamtler 
mit Vergütung innerhalb der 
Freibeträge des § 3 Nr. 26 und 
§ 3 Nr. 26a EStG

Ja Grundsätzlich mit der Steuerfestsetzung für 2022

Selbstständige Honorarkräfte  
im Verein Ja Im Rahmen der Steuerfestsetzung für 2022  

durch das Finanzamt
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Überschreiten der Minijob-grenze

Überschreitet der durchschnittliche Monatsver-
dienst die Minijob-Grenze, liegt kein Minijob 
mehr vor. Ausgenommen hiervon sind gelegent-
liche nicht vorhersehbare Überschreitungen. 
Diese Regelung ergibt sich bisher ausschließ-
lich aus den Geringfügigkeits-Richtlinien. Künf-
tig ist dieses Überschreiten gesetzlich geregelt. 
Gelegentlich ist dann ein unvorhersehbares 
Überschreiten bis zu zwei Kalendermonaten in-
nerhalb eines Zeitjahres möglich. Darüber hin-
aus darf die Überschreitung maximal 520 Euro 
monatlich betragen, sodass auf Jahressicht ein 
maximaler Verdienst bis zur Höhe des 14-fachen 
der Minijob-Grenze möglich ist.

Ein Minijobber darf also grundsätzlich 6.240 Euro 
über zwölf Monate und in begründetem Ausnah-
mefall höchstens 7.280 Euro im Jahr verdienen.

Midijob-grenze wird angehoben

Mit dem neuen Gesetz wird auch die Verdienst-
grenze für eine Beschäftigung im Übergangs-
bereich erhöht. Bisher liegt ein sog. Midijob vor, 
wenn das durchschnittliche monatliche Ar-
beitsentgelt des Arbeitnehmers im Übergangs-
bereich 450,01 Euro bis 1.300 Euro beträgt. 
Künftig liegen die Grenzen bei 520,01 Euro und 
maximal 1.600 Euro pro Monat.

Im neuen Übergangsbereich werden Arbeitge-
ber stärker belastet als heute. Der Beitragsan-
teil des Arbeitgebers beläuft sich im unteren 
Bereich des Übergangsbereichs (ab 520,01 Eu-
ro) auf ca. 28 Prozent und wird gleitend bis 1.600 
Euro auf den regulären Sozialversicherungsbei-
trag abgeschmolzen. Midijobber profitieren da-
durch, dass der Belastungssprung beim Über-
gang vom Mini- zum Midijob geglättet wird. Das 
soll Anreiz für Minijobber sein, ihre Arbeitszeit 
über die Minijob-Grenze hinaus auszuweiten.

Mindestlohn und Freibeträge

Ehrenamts- und Übungsleiterfreibetrag sind nach 
herrschender Auffassung nicht mindestlohn-
pflichtig. Das ergibt sich aus § 22 Abs. 3 Mindest-
lohngesetz. Befreit sind danach ehrenamtlich täti-
ge Personen. Darunter fallen auch Vergütungen, 
die den Rahmen der steuerfreien Beträge nach § 3 
Nr. 26 EStG und § 3 Nr. 26a EStG nicht übersteigen.

Häufig bei Vereinen ist die Kombination von Eh-
renamts- bzw. Übungsleiterpauschale und Mini-
job. Es wird also für ein und dieselbe Tätigkeit 
eine Vergütung gezahlt, die über die Pauschalen 
hinausgeht und dieser Teil auf Minijob-Basis ab-
gerechnet. Dieses Verfahren ist von den Sozial-
versicherungsträgern anerkannt, solange die 
Tätigkeit insgesamt nebenberuflich bleibt.

Damit ergeben sich folgende Verdienstgrenzen, 
bei denen in der Kombination von Freibetrag und 
Minijob die Pauschalierung noch möglich ist:

Ehrenamtsfreibetrag 590 Euro monatlich  
(70 Euro + 520 Euro)

Übungsleiterf reibetrag 770 Euro monatlich  
(250 Euro + 520 Euro)

Über die Freibeträge hinaus gezahlte Vergütun-
gen sind aber mindestlohnpflichtig – und das 
wirkt sich auch auf die Freibeträge aus. Sozialver-
sicherungsrechtlich wird nämlich regelmäßig 
von einem einheitlichen Arbeitsverhältnis aus-
gegangen. Die Mindest-Stundenvergütung be-
trifft damit auch den nach § 3 Nr. 26, 26a EStG 
steuerfreien Bereich. Das ist für gemeinnützige 
Einrichtungen vielfach ein Problem, weil die 
Vergütungen hier nicht marktüblich sind, son-
dern die Mitarbeiter stark ideell motiviert sind.

praxistipp | Sie sollten in Ihrem Verein unbe-
dingt ihre Minijob-Verträge prüfen und bei Be-
darf die vereinbarten Arbeitszeiten anpassen.

VERGÜTUNGEN

so wirkt sich die erhöhung von Minijob-grenze und Mindestlohn 
in der Vereinspraxis aus
| Minijobber können künftig 520 Euro statt 450 Euro durchschnittlich pro Monat verdienen. Ab dem 
01.10.2022 steigt zudem der Mindestlohn auf zwölf Euro pro Stunde. Die Minijob-Grenze orientiert 
sich damit an einer Wochenarbeitszeit von zehn Stunden zu Mindestlohnbedingungen. Wir machen 
Sie mit den Neuerungen für Vereine vertraut. |
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Es muss sich also um unterschiedliche Tätig-
keiten handeln, die voneinander nach Inhalt, Ort 
der Tätigkeit oder anderen Kriterien unter-
scheidbar sind. Ansonsten liegt ein einheitli-
ches Arbeitsverhältnis vor, dessen Vergütung 
auch dann insgesamt mindestlohnpflichtig ist, 
wenn es teilweise auf Basis der Ehrenamts- 
oder Übungsleiterpauschale abgerechnet wird.

	◼ beispiel

Ein Übungsleiter betreut im Verein abends eine 
Jugendmannschaft. Daneben reinigt er – mit 
entsprechendem Arbeitsvertrag auf Minijob-Ba-
sis – die Räumlichkeiten desselben Vereins. 

Ergebnis: Die Tätigkeiten lassen sich trennen. Der 
Mindestlohn gilt damit nur für die vertraglich auf 
Minijobbasis vereinbarten Reinigungsarbeiten. 

Anders sieht es aus, wenn eine einheitliche Tä-
tigkeit nur unterschiedlich abgerechnet wird 
oder keine entsprechenden vertraglichen Re-
gelungen bestehen.

	◼ beispiel

Ein Übungsleiter erhält pauschal 650 Euro mo-
natlich in einem Sportverein für seine Tätigkeiten, 
wozu neben der Anleitung und Betreuung von 
Sportlern auch die Materialpflege sowie Kontrolle 
der Trainingsstätten fällt. 

Dieser Betrag setzt sich aus 200 Euro Übungslei-
terpauschale und einem Minijob von 450 Euro zu-
sammen. Einen Arbeitsvertrag, der zwischen den 
Tätigkeiten differenziert, gibt es nicht. 

Ergebnis: Da sich Inhalt und Umfang der Be-
schäftigung als Minijobber nicht klar von der der 
über die Übungsleiterpauschale abgerechneten 
Teil der Tätigkeit abgrenzen lassen, fällt die ge-
samte Tätigkeit unter den Mindestlohn.

Die bisher übliche einheitliche Handhabung von 
Ehrenamt und Minijob ist zwar sozialversiche-
rungsrechtlich zulässig, verstößt aber gegen 
das Mindestlohngesetz, wenn der Stundenlohn 
von künftig zwölf Euro nicht eingehalten wird.

Darüber hinausgehende ehrenamtliche Tätig-
keiten können dann durch eine Aufwandsent-
schädigung bzw. die Übungsleiterpauschale ab-
gegolten werden.

getrennte tätigkeiten bei Minijob und 
Freibeträgen?

In bestimmten Fällen lässt sich die Überschrei-
tung der Freibeträge – mit der Folge der Min-
destlohnpflicht für die gesamte Vergütung – ge-
stalten.

Grundsätzlich können beim selben Arbeitgeber 
nämlich auch zwei Arbeitsverhältnisse beste-
hen, die arbeits- und sozialversicherungsrecht-
lich unterschiedlich behandelt werden. Wegen 
des Mindestlohns ist eine solche Gestaltung für 
gemeinnützige Einrichtungen natürlich beson-
ders attraktiv.

Hier ist aber Vorsicht geboten. Eine willkürliche 
Aufteilung wird bei einer Außenprüfung der 
Deutschen Rentenversicherung Bund nicht ak-
zeptiert werden. Die Prüfer werden regelmäßig 
ein einheitliches Arbeitsverhältnis unterstellen. 
Diese Vermutung kann aber widerlegt werden.

Eine als Übungsleiter- oder Ehrenamtsfreibe-
trag begünstigte Nebentätigkeit neben einem 
Minijob beim gleichen Arbeitgeber ist durchaus 
möglich, es muss aber eine klare Abgrenzung 
geben. Um für eine Nebentätigkeit zu einer 
lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtigen 
Haupttätigkeit den Übungsleiterfreibetrag ge-
währen zu können, sind vor allem folgende Vo-
raussetzungen zu beachten: 

	� Die Nebentätigkeit muss getrennt vertraglich 
geregelt, abgerechnet und vergütet werden. 
Es sollte auch keine Bindung der Verträge an-
einander bestehen, etwa dadurch, dass die 
beiden Arbeitsverträge zum gleichen Datum 
beginnen oder – bei befristeten Verträgen – 
zum gleichen Zeitpunkt enden.

	� Die Nebentätigkeit muss sich klar von der 
Haupttätigkeit abgrenzen lassen. Das gilt für 
den Inhalt der Tätigkeit ebenso wie für das An-
forderungsprofil.

	� Nach Möglichkeit sollten die Nebentätigkei-
ten nicht zum gleichen Leistungsangebot des 
Arbeitgebers gehören, sondern unabhängig 
davon angeboten und durchgeführt werden.

	� Auf keinen Fall darf im Hauptarbeitsvertrag 
eine Klausel enthalten sein, nach der der Ar-
beitgeber den Arbeitnehmer auch für andere, 
vergleichbare Tätigkeiten einsetzen kann.
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VORSTAND

Vertretungsberechtigungen im Vorstand sinnvoll gestalten

| Die Vertretungsmacht des Vorstands ist grundsätzlich unbeschränkt. Vereine setzen sich also ei-
nem gewissen Risiko aus, dass der Vorstand diese Vertretungsmacht missbraucht oder unange-
messen weit auslegt. Wir geben Ihnen Empfehlungen zur Ausgestaltung der entsprechenden Vertre-
tungsregelungen. |

persönliche Vertretungsbeschränkung

Bei der Ausgestaltung der persönlichen Vertre-
tungsberechtigung – welche Vorstandsmitglieder 
den Verein also vertreten dürfen – sind beliebige 
Kombinationen aus einzelner und gemeinsamer 
Vertretungsberechtigung möglich; wie z. B.:

	◼ beispiele

	� Der Vorstandvorsitzende vertritt den Verein al-
lein, die anderen Vorstandsmitglieder jeweils 
zu zweit gerichtlich und außergerichtlich.

	� Jeweils zwei Vorstandsmitglieder vertreten 
den Verein gemeinsam gerichtlich und außer-
gerichtlich.

Bei der Ausgestaltung der Vertretungsberechti-
gungen sollte zunächst auf die Handlungsfähig-
keit des Vereins geachtet werden, wenn Vor-
standsmitglieder ausfallen oder zurücktreten. 
Der Grundsatz lautet deshalb, dass zumindest 
beim Ausfall eines Vorstandsmitglieds der Ver-
ein weiter vertreten werden kann. Das bedeu-
tet:

	� Besteht der Vorstand nur aus zwei Mitglie-
dern, sollten beide einzelvertretungsberech-
tigt sein.

	� Besteht der Vorstand aus drei oder mehr Mit-
gliedern und ist keine Einzelvertretungsbe-
rechtigung gewünscht, sollten jeweils zwei 
Vorstandsmitglieder den Verein gemeinsam 
vertreten können.

Unpraktikabel ist in der Regel eine Vertretung 
durch mehr als zwei Vorstandsmitglieder.

pRAXIstIpp | In der Praxis stellt sich die Frage 
nach der Vertretungsberechtigung ohnehin nur 
bei größeren und dann meist schriftlich gefass-
ten Geschäften. Theoretisch gelten die Vorgaben 
der Satzung zwar auch für Bagatellgeschäfte, 
kein Geschäftspartner wird das aber prüfen. Der 
Verein könnte aber auch in dem Fall die Zustim- 

mung verweigern und das Vorstandsmitglied da-
mit dem Geschäftspartner persönlich haften 
bzw. vom Verein in Haftung genommen werden.

selbstkontrahierungsverbot als 
Vertretungsbeschränkung

Eine Beschränkung der Vertretungsmacht be-
steht auch durch das Verbot von Insichgeschäf-
ten nach § 181 BGB. Das betrifft die Fälle, in de-
nen ein Vorstandsmitglied mit dem Verein ein 
Rechtsgeschäft abschließen will. Dieses Selbst-
kontrahierungsverbot verlangt die Zustimmung 
der Mitgliederversammlung bzw. weiterer Vor-
standsmitglieder, weil sonst die Gefahr des 
Missbrauchs der Vertretungsmacht besteht. 

Hier gilt: Kann der Verein auch ohne das entspre-
chende Vorstandsmitglied vertreten werden, kön-
nen die anderen Vorstandmitglieder den Vertrag 
mit ihm abschließen. Andernfalls ist die Zustim-
mung der Mitgliederversammlung erforderlich.

Das Verbot von Insichgeschäften gilt aber nur 
im Innenverhältnis. Dennoch bietet es einen 
Schutz davor, dass einzelne Vorstandsmitglie-
der die Vertretungsmacht missbrauchen.

Vertretungsberechtigung nach außen

Nicht eintragungsfähig ist eine bedingte Vertre-
tungsberechtigung – also Regelungen, nach de-
nen ein Vorstandsmitglied nur vertreten darf, 
wenn ein anderes verhindert ist. Möglich wäre 
eine solche Regelung im Innenverhältnis. 

KLAUSEL /  Bedingte Vertretungsberech-
tigung im Innenverhältnis

Der Vorsitzende vertritt den Verein allein, die an-
deren Vorstandsmitglieder jeweils zu zweit ge-
richtlich und außergerichtlich. Im Innenverhältnis 
dürfen die anderen Vorstandsmitglieder den Ver-
ein nur vertreten, wenn der Vorstandsvorsitzende 
verhindert ist.
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In diesem Fall wären Geschäfte, die von zwei wei-
teren Vorstandsmitgliedern abgeschlossen wur-
den, für den Verein zwar bindend. Die Vorstands-
mitglieder, die ohne tatsächliche Verhinderung 
des Vorsitzenden handeln, machen sich aber 
dem Verein gegenüber schadenersatzpflichtig.

sachliche Vertretungsbeschränkung

Auch sachliche Vertretungsbeschränkungen 
können ins Vereinsregister eingetragen werden 
und haben dann Wirkung gegen Dritte. Die Be-
schränkung muss sich aber aus der Eintragung 
selbst erkennen lassen. Ein Verweis auf die 
Satzung genügt dazu nicht. Damit eine Vertre-
tungsbeschränkung eingetragen werden kann, 
muss die entsprechende Satzungsbestimmung 
eindeutig erkennen lassen, dass eine Be-
schränkung der Vertretungsmacht gewollt ist 
und nicht nur vereinsintern gelten soll. 

Wichtig | Hier kommt es regelmäßig zu Rückfra-
gen der Registergerichte. Evtl. sollte die Satzung 
deswegen zusätzlich klarstellen, dass die Be-
schränkung gegenüber Dritten (nicht) gelten soll.

Wofür kann die Vertretungsmacht sachlich 
beschränkt werden?
Mögliche sachliche Beschränkungen der Ver-
tretungsmacht können

	� das Verbot bestimmter Geschäfte (z. B. Er-
werb von Beteiligungen oder Belastung von 
Grundstücken),

	� eine betragsmäßige Begrenzung der Ge-
schäfte,

	� die Geschäfte von der Zustimmung der Mit-
gliederversammlung, aller Vorstandsmit-
glieder oder anderer Vereinsorgane (z. B. 
Beirat) abhängig zu machen oder

	� Formvorschriften für bestimmte Geschäfte 
(z. B. dass der Vorstand mit eigenen Namen 
und dem des Vereins zeichnen muss) sein.

empfehlungen für sachliche Vertretungs-
beschränkungen
Vertretungsbeschränkungen sollen den Verein 
vor einem Missbrauch durch den Vorstand 
schützen. Zugleich sollten sie die laufende Vor-
standsarbeit nicht unnötig erschweren. Drei 
Empfehlungen haben sich bewährt:

	� Betragsmäßige Beschränkungen sollten 
nicht zu niedrig sein. Das liegt daran, dass 
sich das Finanzvolumen eines Vereins mit 
den Jahren ändern kann und dann eine Sat-
zungsanpassung erforderlich wäre.

	� Ein Zustimmungserfordernis durch die Mit-
gliederversammlung sollte vermieden wer-
den oder auf Sonderfälle beschränkt bleiben. 
Sonst müssen regelmäßig außerordentliche 
Mitgliederversammlungen einberufen wer-
den.

	� Im Mehrpersonenvorstand sollte sich ein Zu-
stimmungserfordernis regelmäßig auf die 
anderen Vorstandsmitglieder beschränken. 
Die Mitgliederversammlung sollte nur für 
den Fall einbezogen werden müssen, dass 
sich der Vorstand nicht einigen kann.

Kombination aus sachlicher und persönlicher 
beschränkung
Sachliche und persönliche Vertretungsbe-
schränkungen können kombiniert werden. 
Denkbar ist z. B., dass 

	� bestimmte Rechtsgeschäfte nur von allen 
Vorstandsmitgliedern gemeinsam durchge-
führt werden können, oder

	� die Vorstandsmitglieder nur bis zu Geschäf-
ten mit einem bestimmten Volumen allein-
vertretungsberechtigt sind. Darüber hinaus 
müssen alle oder mehrere Vorstandsmitglie-
der den Verein vertreten.

Vertretungsbeschränkung nach betrag

Am häufigsten sind sicher betragsmäßige Be-
schränkungen der Vertretungsmacht. Die ent-
sprechenden Obergrenzen sollten nicht zu 
niedrig gewählt werden, weil das die laufende 
Finanzverwaltung sehr erschweren kann. 

Bedenken sollte der Verein dabei, dass auch 
Banken diese Vertretungsbeschränkungen be-
achten. Der Zahlungsverkehr kann dadurch er-
schwert werden. In der Regel wird eine sachli-
che Beschränkung der Einzelvertretungsbe-
rechtigung ausreichen. Die Zustimmung der 
Mitgliederversammlung einholen zu müssen, 
ist aufwändig und sollte nur in besonderen Fäl-
len erforderlich sein.

KLAUSEL /  Generelle betragsmäßige 
Vertretungsbeschränkung

Bei Rechtsgeschäften, die den Verein bis zu ei-
nem Betrag von 5.000 Euro verpflichten, wird der 
Verein vom Vorsitzenden des Vorstands alleine 
vertreten. Bei Rechtsgeschäften über einem Be-
trag von 5.000 Euro wird der Verein von allen 
Vorstandsmitgliedern gemeinsam vertreten.
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Denkbar ist eine unterschiedliche Begrenzung 
bei Verpflichtungs- und Erfüllungsgeschäften. 
So können z. B. schuldrechtliche Verpflichtun-
gen ab einer bestimmten Betragshöhe von der 
Zustimmung aller Vorstandsmitglieder abhän-
gig gemacht werden. Die Begleichung der Ver-
bindlichkeit kann dagegen in unbeschränkter 
Höhe erlaubt werden.

KLAUSEL /  Betragsmäßige Beschränkung 
nach Art des Geschäfts

Bei Rechtsgeschäften, die den Verein bis zu ei-
nem Betrag von 5.000 Euro verpflichten, wird der 
Verein vom Vorsitzenden des Vorstands alleine 
vertreten. Bei Rechtsgeschäften über einem Be-
trag von 5.000 Euro wird der Verein von allen 
Vorstandsmitgliedern gemeinsam vertreten. 
Diese Beschränkung gilt nicht für Geschäfte, die 
in der bloßen Erfüllung einer Verbindlichkeit be-
stehen.

Rechtsgeschäftbezogene beschränkung

Eine Beschränkung der Vertretungsberechti-
gung ist auch bei Rechtsgeschäften sinnvoll, die 
den Verein dauerhaft binden oder sein Vermögen 
belasten. Hier kann auch eine Zustimmung der 
Mitgliederversammlung sinnvoll sein. Da der 
Vorstand dabei meist seinen „gewöhnlichen Ge-
schäftskreis“ überschreitet, sollte er diese Zu-
stimmung ohnehin einholen, um eine In- 
haftungnahme durch den Verein auszuschließen.

KLAUSEL /  Rechtsgeschäftbezogene 
Vertretungsbeschränkung

Für die folgenden Rechtsgeschäfte ist die Zu-
stimmung der Mitgliederversammlung erfor-
derlich:

	� Abschluss von Miet- und Arbeitsverträgen
	� Aufnahme von Darlehen über mehr als 5.000 
Euro

	� Kauf, Verkauf und Belastung von Grundstü-
cken

	� Abschluss aller weiteren Dauerschuldver-
hältnisse, die den Verein mit mehr als 3.000 
Euro pro Jahr belasten.

Vertretung bei bankgeschäften

Die sachlichen und persönlichen Vertretungs-
beschränkungen gelten auch bei Bankgeschäf-
ten. Banken lassen sich bei der Kontoeröffnung 
grundsätzlich den Registerauszug vorlegen.

Eine gemeinsame Vertretung mehrerer Vor-
standsmitglieder bedeutet, dass Überwei-
sungsbelege jeweils gemeinsam unterschrie-
ben werden müssen. Im Onlinebanking ist das 
in vergleichbarer Weise nicht möglich. Um da-
ran teilzunehmen, muss der vertretungsbe-
rechtigte Vorstand einem Vorstandsmitglied 
deswegen eine Vollmacht erteilen.

Um Bankgeschäfte auf die heute übliche Weise 
abzuwickeln, muss der Vorstand die Vertretungs-
beschränkung damit faktisch unterlaufen. Insbe-
sondere beim Zugriff auf die Finanzmittel zeigt 
sich, dass die Schutzwirkung, die mit einer ge-
meinsamen Vertretung erreicht werden soll, viel-
fach nicht praktikabel ist. Alle Bankgeschäfte be-
legbasiert durchzuführen, ist nicht nur aufwändig, 
sondern auch mit hohen Gebühren verbunden.

pRAXIstIpp | Ein gewisser Schutz entsteht aber 
durch die üblicherweise eingerichteten Überwei-
sungslimits pro Tag und die Begrenzung der tägli-
chen Verfügung an Bankautomaten. 

Fazit für die Vereinspraxis

Eng gefasste Vertretungsregelungen entstehen 
oft nicht nur, um den Vorstand zu kontrollieren. 
Vielfach will der Vorstand dadurch das Vertrauen 
der Mitglieder sicherstellen. Die dargestellten 
Fälle zeigen aber, dass eng gefasste Vertretungs-
beschränkungen die Arbeit des Vorstands in der 
Praxis erheblich erschweren können. Sie sollten 
deswegen mit Bedacht eingeführt werden. 

Die Empfehlung wird deshalb vielfach lauten, 
dem Vorstand relativ freie Hand zu geben und 
Vertretungsbeschränkungen nur im Innenver-
hältnis zu regeln. Das muss dann auch nicht per 
Satzung erfolgen. Ein entsprechender Be-
schluss der Mitgliederversammlung genügt, 
um dem Vorstand verbind liche Vorgaben zu ma-
chen, die eine Inhaftungnahme bei Verstößen 
ermög lichen. Im Gegenzug kann der Vorstand 
Vertrauen schaffen, indem er große Transpa-
renz herstellt. 

Will die Mitgliederversammlung dem Vorstand 
detaillierte Vorgaben machen, wird sich meist ei-
ne entsprechenden Vereinsordnung (Finanzord-
nung) empfehlen. Die dort zu treffenden Regelun-
gen entsprechen den oben dargestellten, gelten 
dann aber automatisch nur im Innenverhältnis.
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RECHNUNGSPRÜFUNG

Kassenprüfung: typische problemstellungen und handlungs-
optionen für den Verein
| Probleme bei der Durchführung von Kassenprüfungen sind kein „corona-spezifisches“ Vereins-
problem. Sie sind Vereinsalltag. Wir haben deshalb die typischen Problemfälle recherchiert und 
Lösungsmöglichkeiten für Satzung und Vereinspraxis erarbeitet. |

Vier typische problemfälle

Die folgenden vier Problemfälle kommen in 
Vereinen in punkto Kassenprüfung am häufigs-
ten vor:

Fall 1: Kassenprüfer fallen aus
Die Kassenprüfer werden durch die Mitglieder-
versammlung gewählt und sollen nach Schluss 
des Geschäftsjahrs die Kasse prüfen. Als der 
Schatzmeister (Kassierer) im neuen Jahr einen 
Termin absprechen möchte, stellt er fest, dass 
einer der beiden Kassenprüfer zum Ende des 
vergangenen Jahres seine Mitgliedschaft ge-
kündigt hat.

Ist noch ein Kassenprüfer vorhanden, sollte die 
Prüfung mit ihm durchgeführt werden. Keine 
Option ist es dagegen, dass sich der Vorstand 
„selbst“ einen neuen Kassenprüfer sucht und 
einsetzt. Fehlt auch der einzige Kassenprüfer, 
kann eine Kassenprüfung nicht stattfinden. In 
der Satzung sollte deshalb immer auch ein Er-
satz-Kassenprüfer bestellt werden.

MUSTERKLAUSEL /  Bestellung eines 
Ersatz-Kassenprüfers

Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassen-
prüfer sowie einen stellvertretenden Kassen-
prüfer. Letzterer ist zur Prüfung berufen, wenn 
einer der gewählten Kassenprüfer ausfällt.

Fall 2: es finden sich keine Kassenprüfer
Es kommt oft vor, dass sich gar keine Kassen-
prüfer finden. Dieses Problem können Sie pro-
aktiv angehen, indem Sie die Anforderungen an 
die Kassenprüfer nicht zu hoch ansetzen. Die 
folgende Übersicht zeigt in der linken Spalte ei-
ne Auswahl an eher ungünstigen Satzungsrege-
lungen, die in der Vereinspraxis vorkommen. 
Rechts sind dann mögliche Verbesserungsvor-
schläge skizziert.

	◼ Übersicht
satzungsregelungen Verbesserungsvorschläge

Durch die Mitglieder-
versammlung werden 
drei Kassenprüfer be-
stellt.

Sehen Sie nur so viele Kas-
senprüfer vor, wie tatsäch-
lich benötigt werden.

Diese müssen zudem 
seit mindestens vier 
Jahren Mitglied des 
Vereins sein. 

Die Kassenprüfer müssen 
nicht zwingend Mitglieder 
sein; es muss auch nicht 
eine bestimmte Vereinszu-
gehörigkeit bestehen.

Die zu bestellenden 
Kassenprüfer dürfen 
nicht direkt vor ihrem 
Amt ein Amt im Verein 
ausgeübt haben. 

Hierbei handelt es sich um 
eine sinnvolle Regelung, da 
der Kassenprüfer ansons-
ten sich selbst prüfen wür-
de.

Die Kassenprüfer 
müssen vertiefte 
Kenntnisse im Ver-
eins- und Steuerrecht 
sowie Buchführung 
haben.

Auch wenn es sinnvoll er-
scheint, einen solchen 
„Profi“ zu finden, wird es in 
der Praxis schwierig, diese 
„eierlegende Wollmilch-
sau“ zu finden.

Wichtig | Ist die Kassenprüfung derart kom-
plex, sollten Sie ohnehin überlegen, ob sie diese 
nicht von einem Profi (Steuerberater) durchfüh-
ren lassen. Eine weitere Option wäre, dass Sie 
das Amt des Kassenprüfers mit der Möglichkeit 
der Ehrenamtspauschale i. S. v. § 3 Nr. 26a EStG 
„attraktiver“ gestalten.

SATZUNGSKLAUSEL /  Ehrenamts-
pauschale für Kassenprüfer

§ xx Kassenprüfung
Den Kassenprüfern kann auf Beschluss der Mit-
gliederversammlung eine Ehrenamtspauschale 
i. S. v. § 3 Nr. 26a EStG gewährt werden.

Fall 3: Ist die Verschiebung der Kassen-
prüfung möglich?
Hier gilt der Grundsatz: „Wenn es nicht geht, 
geht es nicht“. Unabhängig von der Frage, wa-
rum eine Kassenprüfung nicht stattfinden kann, 
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muss deren Verschiebung möglich sein. Dies gilt 
auch, wenn die Satzung eine jährliche Kassenprü-
fung vorsieht. Ein „einklagbarer“ Anspruch auf 
Durchführung der Kassenprüfung ergibt sich nicht. 

Fall 4: die digitale Kassenprüfung
Während der Corona-Pandemie hat der Vereins-
bereich einen enormen Digitalisierungsschub er-
lebt. Virtuelle Sitzungen und Beschlussfassun-
gen sind mittlerweile in vielen Vereinen Normali-
tät geworden. Eine „digitale Kassenprüfung“ ist 
zwar schwieriger, aber prinzipiell möglich. Prob-
lematisch wären hier allenfalls die Kontrolle des 
Barkassenbestands oder eine gezielte Belegein-
sicht. Aber auch das lässt sich bewerkstelligen.

Wichtig | Die digitale Kassenprüfung sollte 
dahingehend vorbereitet werden, dass der Kas-
sier dem Kassenprüfer die Jahresrechnung und 
andere verfügbare Unterlagen (z. B. Rückla-
genspiegel, Vorstandsprotokolle) zuvor elektro-
nisch übermittelt. In einer digitalen Bespre-
chung zwischen den Kassenprüfern und dem 
Kassier können dann auch Zweifelsfragen ge-
klärt werden und Unterlagen (in die Kamera) 
gezeigt werden. Auch der Barkassenbestand 
kann vor der Kamera gezählt werden.

entlastung des Vorstands

Rechtlich gesehen hat die Entlastung durch die 
Mitgliederversammlung die Wirkung eines ne-
gativen Schuldanerkenntnisses (§ 397 Abs. 2 
BGB). Die Mitgliederversammlung gibt mit dem 
Beschluss zum Ausdruck, dass sie den Vor-
stand nicht in Anspruch nehmen wird, also auf 
Bereicherungs- und Schadenersatzansprüche 
verzichtet. Diese Verzichtswirkung kann sich 
jedoch nur auf das beziehen, was der Mitglie-
derversammlung überhaupt bekannt ist.

Ein wichtiger Punkt dieser „Informationsquel-
len“ für die Mitgliederversammlung ist der Kas-
senprüfungsbericht. Die Kassenprüfer prüfen 
stellvertretend für die Mitglieder, ob der Vorstand 
die Kasse korrekt geführt hat. Ohne Kassenprü-
fung fehlt ein wichtiger Informationsbaustein. 
Die Entlastung kann trotzdem erteilt werden. 

In vielen Vereinen besteht der Vorstand aus 
mehreren Personen („mehrgliedriger Vor-
stand“). Damit stellt sich bei der Mitgliederver-
sammlung die Frage, ob der Vorstand „einzeln“ 
oder „gesamt“ entlastet wird. 

Die „Gesamt-Entlastung“ hat den Nachteil, dass 
das (Fehl-) Verhalten einzelner Vorstandsmitglie-
der nicht hinreichend gewürdigt werden kann.

	◼ beispiel

Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem 
Schriftführer und dem Kassier. Während Vorstand 
und Schriftführer ihr Amt tadellos geführt haben, 
ist dem Verein durch Unzulänglichkeiten bei der 
Amtsführung des Kassiers ein Schaden entstanden 
(Mahngebühren durch unpünktliche Zahlungen von 
Rechnungen, Überziehungszinsen durch den nicht 
rechtzeitigen Einzug der Mitgliedsbeiträge etc.).

die einzelentlastung
Bei einer Gesamtversagung der Entlastung wür-
den die redlichen Vorstandsmitglieder mit dem 
Kassier „bestraft“, obwohl sie ordentlich gear-
beitet haben. Das vermeidet die Einzelentlas-
tung. In dem Fall hätte eine ausgefallene Kas-
senprüfung direkte Auswirkungen auf die Ent-
lastung des Kassiers. Sie kann zwar erteilt wer-
den, hat jedoch keine „umfassende“ Verzichts-
wirkung für den Kassier. Hier sollte die Entlas-
tung deshalb erst beschlossen werden, wenn 
alle Kassenprüfungsberichte vorliegen.

die gesamtentlastung
Soll der Vorstand insgesamt entlastet werden, 
bezieht sich die Entlastung nicht nur auf den fi-
nanziellen Bereich, sondern auch auf die weitere 
Geschäftsführung des Vorstands. Es kann sich 
anbieten, dass die Entlastung mit einem Vorbe-
halt versehen wird.

FORMULIERUNGSHILFE /  Entlastung in 
Mitgliederversammlung

Die Entlastung wird vorbehaltlich der positiven 
Feststellung durch die Kassenprüfer erteilt.

In diesem Fall müsste dann auf der nächsten 
Mitgliederversammlung die „vorbehaltlose“ 
Entlastung erteilt werden.

FAzIt | Eine ausgefallene Kassenprüfung ist 
misslich, aber rechtlich tolerabel. Vielleicht 
kann man im Vorfeld bereits einige Stellschrau-
ben drehen, dass es nicht zu einem Ausfall 
kommt oder weicht auf digitale Elemente aus, 
um die Kassenprüfung nicht ausfallen zu lassen.
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RECHNUNGSLEGUNG

Fg Münster: buchführung mit excel ist finanzamtssicher

| Viele Vereine arbeiten mit Tabellenkalkulationen als Buchhaltungslösung. Bei diesen einfachen, 
günstigen und oft sehr praktikablen Systemen wird aber oft in Frage gestellt, ob sie „finanzamts-
fest“ sind. Das FG Münster hat das bejaht und der Finanzverwaltung eine Niederlage beschert. Wir 
stellen Ihnen die gesetzlichen Vorgaben für die Vereinsbuchhaltung vor und ordnen die Entschei-
dung des FG Münster ein. |

das sind die gesetzlichen Vorgaben

Der Gesetzgeber fordert, dass eine Buchung 
oder Aufzeichnung nicht in einer Weise verän-
dert werden darf, dass der ursprüngliche Inhalt 
nicht mehr feststellbar ist (§ 146 Abs. 4 AO). § 146 
Abs. 5 AO regelt zugleich, dass Bücher und sonst 
erforderliche Aufzeichnungen auch in der geord-
neten Ablage von Belegen bestehen können.

Folge: Immer dann, wenn Belege in Papierform 
oder einer digitalen Form vorliegen, die verän-
derungssicher ist (z. B. pdf), ist die Belegerfas-
sung mit der Tabellenkalkulation oder ähnlichen 
Systemen gar nicht Teil der gesetzlich vorge-
schriebenen Buchhaltung. Sie ist also eine „zu-
sätzliche“ Erfassung, während die eigentlichen 
Aufzeichnungen in Form der Belege bestehen.

Natürlich zählen Belege sich nicht selbst zu-
sammen. Es sind also entsprechende – heute 
fast immer digital geführte – Erfassungssyste-
me erforderlich. Diese oft als eigentliche Auf-
zeichnungen betrachteten Tabellen sind aber 
nicht Bestandteil der Pflichtaufzeichnungen, 
sondern „überobligatorisch“. Gegen solche Auf-
zeichnungen mit Excel und Co. kann es also aus 
steuerrechtlicher Sicht keine Einwände geben.

digitale belege

Anders sieht es aus, wenn die (Eigen-)Belege 
selbst in einer änderbaren Form erstellt wer-
den. Das gilt z. B. für:

	� Tageskassenabrechnungen,
	� Kopien von Ausgangsrechnungen,
	� Fahrtenbücher oder Einzelbelege für Reise-
kostenabrechnungen.

Hier handelt es sich um sog. Ursprungsbelege. 
Für diese muss eine Form gewählt werden, bei der 
eine spätere Änderung ausgeschlossen ist, die 
den ursprünglichen Inhalt unkenntlich macht. Sie 
müssen also entweder in Papierform erstellt wer-

den oder in einem entsprechenden digitalen For-
mat (z. B. pdf). So gibt es keine Bedenken, wenn 
von verschickten Rechnungen nur eine Kopie als 
pdf aufbewahrt wird, soweit das pdf zeitgleich mit 
der Papierrechnung erstellt und abgelegt wird.

die Kassenberichte

Kasseneinnahmen und Kassenausgaben müs-
sen täglich festgehalten werden (§ 146 Abs.  1 
S. 2 AO). Eine zeitgerechte Verbuchung der Kas-
seneinnahmen und Kassenausgaben reicht da-
zu nicht immer aus. Die erforderliche tägliche 
Abstimmung des Kassenbestands ist in der Re-
gel nur möglich, wenn Kasseneinnahmen und 
Kassenausgaben täglich aufgezeichnet würden. 
Dabei bestimmt die Kasseneigenschaft die Art 
der Aufzeichnung. Werden die Bareinnahmen in 
einer offenen Ladenkasse erfasst, erfordert das 
einen täglichen Kassenbericht, der auf der 
Grundlage eines tatsächlichen Auszählens der 
Bareinnahmen erstellt worden ist.

Wichtig | Als „offene Ladenkasse“ gelten Bar-
kassen, die ohne jede technische Unterstützung 
geführt werden. Dazu gehören alle Behältnisse 
für das Bargeld, z.  B. Schubladen in der La-
dentheke, herkömmliche Geldkassetten, Zigar-
renkisten oder einfach nur ein Karton.

	◼ beispiel eines Kassenberichts
Tagesendbestand (Endbestand zum Geschäfts-
schluss)

./. Anfangsbestand (Kassenbestand am Ende 
des Vortags)

= Zwischensumme (Saldo aus Tageseinnah-
men und Tagesausgaben)

+ Kassenausgaben des Tages

+ Geldtransit auf das Bankkonto oder weitere 
Kassen

./. Sonstige Tageseinnahmen

= Summe der Kasseneinnahmen
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Wichtig | Ein eigenes Kassenbuch ist nicht er-
forderlich. Den gleichen Zweck erfüllt die Abla-
ge (nach Datum) aneinandergereihter Kassen-
berichte.

Kassenbücher und barkasse

Beim Begriff „Kassenbuch“ herrscht oft Verwir-
rung darüber, was damit eigentlich gemeint ist. 

Kassenbuch in excel ist zulässig
Gemeint ist die fortlaufende Aufzeichnung aller 
Kassenbelege, auch der täglichen Kassenbe-
richte. Man muss hier also unterscheiden zwi-
schen den Kassenberichten (Tageskassenab-
rechnungen) als Einzelbelege (Ursprungsbele-
ge) und der Erfassung von Kassenberichten und 
anderen Barbelegen im Kassenbuch.

Geführt werden müssen – im Fall von Barum-
sätzen ohne Einzelbelege – nur tägliche Kas-
senberichte. Es besteht also keine Verpflich-
tung, ein Kassenbuch zu führen, sofern der Ge-
winn – wie bei den meisten Vereinen – durch 
eine Einnahmen-Überschuss-Rechnung ermit-
telt wird (BFH, Urteil vom 16.02.2006, Az. X B 
57/05).

Bei bilanzierenden Vereinen ist das Kassenbuch 
das Konto „Kasse“ in der Finanzbuchhaltung.

Dass ein solches Kassenbuch (nicht aber die 
Kassenberichte) in Form eines Excel-Doku-
ments geführt wird, spricht nicht gegen eine 
ordnungsmäßige Buchführung. Nicht zulässig 
ist eine Tabellenkalkulation hier aber, wenn da-
mit die Tageskassenabrechnung erstellt und 
diese lediglich – für jeden Tag – in diesen Datei-
format abgespeichert wird. Hier ist die Tages-
kassenabrechnung ein Ursprungsbeleg, der 
nicht änderbarer Form aufbewahrt werden 
muss.

Kassenbericht nur bei bareinnahmen ohne 
einzelbelege erforderlich
Das gilt aber nur für Bareinnahmen ohne Einzel-
belege. Liegen für alle Barzahlungen Einzelbele-
ge vor, erfüllt die geordnete Ablage dieser Belege 
die Aufzeichnungspflichten. Die täglichen Ab-
rechnungen müssen dagegen in nicht änderba-
rer Form erstellt werden, wenn – und das ist ja 
zulässig – Bareinnahmen erfolgen, ohne dass für 
jeden Betrag ein Einzelbeleg ausgestellt wird.

Wichtig | Für Ausgaben müssen immer 
Fremdbelege vorliegen. Gibt es keine Bareinah-
men ohne Einzelbelege, muss weder eine Ta-
geskassenabrechnung erstellt noch muss ein 
Kassenbuch geführt werden.

umgang mit Aufzeichnungen bei einnahmen-
Überschuss-Rechnern
Die Übersicht zeigt, wie Einnahmen-Über-
schuss-Rechner „kassenrelevante“ Vorgänge 
aufzeichnen bzw. aufbewahren müssen.

unterlagen Aufbewahrung

Fremdbelege Im Original oder einge-
scannt (nicht änderbar)

Digitale Fremdbelege In digitaler Ursprungsform

Eigenbelege Auf Papier oder digital 
(nicht änderbar)

Kassenberichte 
(Tagesabrechnungen)

Auf Papier oder digital 
(nicht änderbar)

Kassenbücher Nicht erforderlich, Form 
der Aufzeichnung beliebig, 
auch in änderbaren For-
maten (z. B. Excel)

Weitere Aufzeichnun-
gen zur Ermittlung 
des Überschusses/
Fehlbetrags

Nicht zwingend erforder-
lich, Form der Aufzeich-
nung beliebig, auch in än-
derbaren Formaten (z. B. 
Excel)

unterschiede bei elektronischen und 
offenen Ladenkassen

Elektronische Kassen müssen mit einem ent-
sprechenden Sicherungssystem versehen sein, 
das keine nachträgliche Änderung an den Ab-
rechnungen erlaubt. Bei offenen Ladenkassen 
müssen statt der automatischen Erfassungen 
manuell Kassenberichte erstellt werden. 
Grundlage dafür ist das tatsächliche Auszählen 
der Bareinnahmen. Einnahmen, die nicht aus 
Ausgangsumsätzen stammen (z. B. Einlagen), 
müssen besonders vermerkt und zur Ermitt-
lung der Tageslosung vom Kasseneingang ab-
gezogen werden.

Wichtig | Werden elektronische Kassen und 
offene Ladenkassen nebeneinander geführt, 
gelten für alle Kassen die jeweiligen Vorschrif-
ten. Gegen ein Nebeneinander der beiden Kas-
sensysteme gibt es keine Bedenken. Mängel 
beim Einsatz einer Kasse wirken sich nicht auf 
die anderen Kassen aus. 

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/2759
https://www.iww.de/quellenmaterial/id/2759
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	◼ beispiel

Der Verein führt eine Getränkekasse als offene 
Ladenkasse und nutzt für den Ticketverkauf eine 
elektronische Kasse mit Bonausgabe. Ist die Ge-
tränkekasse mangelhaft, darf das Finanzamt 
nur die Führung dieser Kasse verwerfen und 
Umsätze (z. B. auf Basis des Getränkeeinkaufs) 
korrigieren (erhöhen).

Wann darf das Finanzamt die buch-
haltung verwerfen?

Buchführung und die Aufzeichnungen Ihres 
Vereins, die den Vorschriften der §§ 140 bis 
148  AO entsprechen, werden der Besteuerung 
zugrunde gelegt, soweit nach den Umständen 
des Einzelfalls kein Anlass besteht, ihre sachli-
che Richtigkeit zu beanstanden. Das regelt § 
158 AO. Das bedeutet, dass das Finanzamt die 
Buchhaltung grundsätzlich akzeptieren muss.

darum ging es vor dem Fg Münster
Im konkreten Fall vor dem FG Münster bean-
standete das Finanzamt im Rahmen einer Be-
triebsprüfung – neben kleineren Mängeln, et-
wa in Bezug auf die Verbuchung von Gutschei-
nen – insbesondere die Verwendung der Excel-
Tabelle im Rahmen der Kassenführung. Wegen 
der jederzeitigen Änderbarkeit erfülle die Ver-
wendung eines solchen Computerprogramms 
nicht die Anforderungen an eine ordnungsge-
mäße Buchführung. Auf Grundlage einer über-
schlägigen Kalkulation nahm es zu den erklär-
ten Umsätzen von jährlich gut 300.000 Euro 
Sicherheitszuschläge zum Umsatz und Gewinn 
zwischen 15.000 Euro und 29.000 Euro pro Jahr 
vor. Hiergegen wandte die Klägerin ein, dass 
ihre Buchführung ordnungsgemäß sei, da die 
Ursprungsaufzeichnungen (Z-Bons, Belege 
über EC-Kartenzahlungen und Ausgaben) un-
abänderlich seien.

die entscheidung des Fg Münster
Nach Auffassung des FG Münster heißt das, 
dass formell ordnungsmäßig geführte Bücher 
bzw. Aufzeichnungen als sachlich richtig gel-
ten, solange keine Umstände vorliegen, die die-
se Vermutung erschüttern. Für buchführungs-
pflichtige Steuerpflichtige gilt, dass eine Buch-
führung erst dann formell ordnungswidrig ist, 
wenn sie wesentliche Mängel oder eine Vielzahl 

an unwesentlichen Mängeln aufweist (FG Müns-
ter, Urteil vom 29.04.2021, Az. 1 K 2214/17 
E,G,U,F).

Wesentlicher Mangel macht buchführung 
formell ordnungswidrig
Doch auch wenn Mängel vorliegen, darf das Fi-
nanzamt nicht die gesamte Buchhaltung ver-
werfen. Das gilt z. B. für eine mangelhafte Kas-
senführung. Es sei denn, die Geschäftsvorfälle 
sind überwiegend bar, dann kann das den ge-
samten Aufzeichnungen die Ordnungsmäßig-
keit nehmen.

	◼ beispiele

	� Ein solcher wesentlicher Mangel liegt vor, 
wenn ein Verein für Sonderveranstaltungen 
offene Ladenkassen eingesetzt und keine täg-
lichen Kassenberichte – mit tatsächlicher 
Auszählung der Bareinnahmen – erstellt hat. 
Es liegt dann keine ordnungsmäßige Buch-
führung vor.

	� Die Buchführung ist aber ordnungsgemäß, 
wenn der Verein eine elektronische Regist-
rierkasse nutzt und alle Kasseneinnahmen 
und -ausgaben belegbar ordnet. Für Zwecke 
eines täglichen Kassensturzes darüber hin-
aus erstellte überobligatorische Kassenbe-
richte in Form eines Excel-Dokuments stehen 
einer ordnungsmäßigen Buchführung nicht 
entgegen (FG Münster).

Bei wesentlichen Mängeln der Buchführung 
bzw. den Aufzeichnungen kann das Finanzamt 
die Buchhaltung verwerfen und die Besteue-
rungsgrundlagen schätzen. Bei gemeinnützi-
gen Einrichtungen geht das regelmäßig mit 
dem Entzug der Gemeinnützigkeit einher, weil 
ausreichende Nachweise über die „tatsächliche 
Geschäftsführung“ fehlen.

FAzIt | Die Verwendung von Excel-Tabellen bei 
der Einnahmen-Überschussrechnung ist alleine 
schon deswegen zulässig, weil bei einem Über-
schuss-Rechner keine Pflicht zur (elektroni-
schen) Buchführung besteht – sondern nur eine 
Aufzeichnungspflicht, die durch die geordnete 
Ablage der Ursprungsbelege erfüllt ist.

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/223082
https://www.iww.de/quellenmaterial/id/223082
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UMSATZSTEUER

bFh: Verwaltungsleistungen gemeinnütziger sind regelmäßig 
umsatzsteuerpflichtig
| Ein Verein, der für Dritte Verwaltungsleistungen übernimmt, muss das Entgelt der Umsatzsteuer 
unterwerfen. Das hat der BFH am Beispiel von Dienstleistungen für Medizinische Dienste der Kran-
kenversicherungen (MDK) entschieden. Die Entscheidung betrifft auch andere Einrichtungen, die 
im sozialen Bereich tätig sind. |

um diesen Fall ging es beim bFh

In dem Fall ging es um einen MDK in der Rechts-
form eines eingetragenen Vereins, der gegen 
Entgelt die Verwaltungsaufgaben anderer MDK 
übernahm. Dazu gehörte z. B. die Erstellung von 
Gutachten oder die Archivierung und Vernich-
tung von Akten gegen Entgelt. Der MDK führte 
keine Umsatzsteuer ab, weil er der Auffassung 
war, seine Verwaltungsleistungen seien um-
satzsteuerfrei. Das Finanzamt behandelte die 
Einnahmen dagegen als steuerpflichtig. Das Fi-
nanzgericht bestätigte das in der Vorinstanz. 

Auch der BFH folgt dieser Auffassung. Die Ver-
waltungsleistungen sind weder nach § 4 Nr. 15a 
UStG noch nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. g Mehr-
wertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) von 
der Umsatzsteuer befreit (BFH, Urteil vom 
21.04.2021, Az. XI R 31/20).

gesetz sieht keine befreiung vor

Eine Befreiung nach dem nationalen Recht des 
§ 4 Nr. 15a UStG kam nach Auffassung des BFH 
nicht in Frage. Unter diese Befreiungsvorschrift 
fallen nämlich nur die gesetzlich vorgeschrie-
benen Leistungen der MDK, wie z. B. die medi-
zinische Begutachtung von Versicherten. Die 
Übernahme von Verwaltungsaufgaben anderer 
MDK gehöre nicht zu den gesetzlich vorge-
schriebenen Leistungen einer MDK, sodass sie 
nicht nach § 4 Nr. 15a UStG von der Umsatzsteu-
er befreit werden können.

Keine steuerbefreiung nach eu-Recht

Auch eine Befreiung nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. g 
MwStSystRL lehnte der BFH ab. Nach dieser 
Vorschrift steuerbefreit sind „eng mit der Sozial-
fürsorge und der sozialen Sicherheit verbundene 
Dienstleistungen (…), einschließlich derjenigen, 
die durch (…) Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts oder andere von dem betreffenden Mit-

gliedstaat als Einrichtungen mit sozialem Charak-
ter anerkannte Einrichtungen bewirkt werden“. 

Verwaltungstätigkeiten fallen nicht darunter. 
Der BFH verweist auf eine andere Entschei-
dung. Danach ist die Gestellung von Personal 
keine Dienstleistung, die mit der Sozialfürsorge 
und sozialen Sicherheit eng verbunden ist. Glei-
ches gilt für allgemeine Geschäftsführungs- 
und Verwaltungsleistungen.

Nach der EuGH-Rechtsprechung setzt „eng mit 
der Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit 
verbunden“ voraus, dass die betreffenden Lie-
ferungen von Gegenständen bzw. Dienstleistun-
gen jedenfalls für die der Sozialfürsorge und 
der sozialen Sicherheit unterfallenden Umsätze 
unerlässlich sein müssen. Daran fehlt es hier 
nach Auffassung des BFH. Die Verwaltungsleis-
tungen können auch von anderen Wirtschafts-
teilnehmern erbracht werden.

Zudem erbringen andere MDK diese Leistun-
gen im Rahmen ihrer Aufgaben selbst. Auch 
das zeigt, so der BFH, dass solche Dienstleis-
tungen für die der Sozialfürsorge und der sozi-
alen Sicherheit unterfallenden Umsätze nicht 
unerlässlich sind.

die Konsequenz für die praxis 

Aus der neuen BFH-Entscheidung resultieren 
folgende Konsequenzen für die Praxis: 

Verwaltungsleistungen normalerweise nicht 
befreit
Eine Conklusio lautet, dass Verwaltungsleis-
tungen normalerweise nicht befreit sind. Die 
Bewertung des BFH im entschiedenen Fall 
deckt sich mit ähnlichen Fällen, in denen es um 
Hilfsleistungen im Verwaltungsbereich ging. 

	� Bei Verwaltungsdienstleistungen eines Ver-
bands an seine Mitgliedsvereine handelt es 

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/224147
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sich um keine Leistung für wohltätige Zwecke 
oder im Bereich der sozialen Sicherheit (BFH, 
Urteil vom 23.07.2009, Az. V R 93/07). Hier fehlt 
es zudem an der unmittelbaren Leistungser-
bringung an die bedürftigen Personen.

	� Die Durchführung von Projektträgerschaften 
im Forschungsbereich (BFH, Urteil vom 
30.11.1995, Az. V R 29/91)

	� Die Bearbeitung von Förderanträgen für ein 
Landesministerium (FG Niedersachsen, Ur-
teil vom 08.07.1999, Az. V 362/97)

	� Die Entwicklung eines Krankenhausfinanzie-
rungssystems (BFH, Urteil vom 07.03.2007, 
Az. I R 90/04)

sonderfall: Verwaltungsleistungen im 
zusammenhang mit dem zivildienst
Eine Ausnahme stellen Verwaltungsleistungen 
im Zusammenhang mit dem Zivildienst dar. Sie 
sind nach Art. 132g MwStSystRL befreit. Die Be-
freiung gilt für Leistungen, die ein Verein auf-
grund eines nach dem Zivildienstgesetz ge-
schlossenen Vertrags erbringt und die dazu 
dienen, dass Zivildienstleistende für amtliche 
Beschäftigungsstellen im sozialen Bereich tätig 
sind (BFH, Urteil vom 23.07.2009, Az. V R 93/07).

Konkret ging es um einen Verein, der für das 
Bundesamt für Zivildienst verschiedene Ver-
waltungsaufgaben erbrachte – u.  a. die Bera-
tung und Betreuung von Beschäftigungsstellen 
und Zivildienstleistenden, Prüfungen bei der 
Gewährung von Zuschüssen und die Mitwirkung 
bei der Datenerhebung. Der Verein führte laut 
Vertrag die Aufgaben im Auftrag und im Namen 
des Bundesamtes durch und erhielt dafür eine 
feste Vergütung. Nach der (alten) Regelung des 
§ 4 Nr. 18 UStG waren diese Leistungen nicht 
befreit, weil sie nicht unmittelbar an einen be-
günstigten Personenkreis erbracht wurden. 

Der BFH sah aber eine Befreiung nach Art. 132 
Abs. 1 Buchst. g MwStSystRL, weil ohne diese 
Leistungen der Einsatz der Zivildienstleisten-
den bei den einzelnen Beschäftigungsstellen 
weder vorbereitet noch koordiniert oder über-
wacht werden kann. Die erforderliche Anerken-
nung als Einrichtung mit sozialem Charakter 
ergab sich nach Auffassung des BFH aus der 
Zugehörigkeit zu einem anerkannten Verband 
der freien Wohlfahrtspflege.

Verwaltungstätigkeiten sind regelmäßig auch 
kein zweckbetrieb
Die ertragsteuerliche Bewertung folgt regel-
mäßig der umsatzsteuerlichen. Die Verwal-
tungsleistungen sind also kein Zweckbetrieb. 
Das liegt daran, dass die Anforderung an einen 
allgemeinen Zweckbetrieb nach § 65 AO nicht 
erfüllt sind. Auch wenn eine Zwecknähe zur 
Satzungstätigkeit besteht, scheitert die Zweck-
betriebseigenschaft regelmäßig

	� an der fehlenden Zwecknotwendigkeit (weil 
die Leistungen auch anderweitig bezogen 
werden können),

	� am Konkurrenzverbot, d. h. es gibt auch nicht 
begünstigte Anbieter, die diese Leistungen 
anbieten.

Kooperationen als Modell zur steuerlichen 
Optimierung
Die mit dem Jahressteuergesetz 2020 neu ge-
schaffene Steuerbegünstigung für Kooperatio-
nen kann speziell auch für die verschiedenen 
Verwaltungsleistungen eine steuerliche Opti-
mierung bilden. Das gilt sowohl ertrag- als 
auch umsatzsteuerlich. Dazu gibt es zwei Mo-
delle: 

1. Gemeinnützige Einrichtungen kooperieren 
und erbringen ihre Verwaltungstätigkeiten 
gemeinsam.

2. Sie lagern die Verwaltungstätigkeit auf eine 
Servicegesellschaft aus, die dann die Leis-
tungen in Kooperation mit den Trägereinrich-
tungen erbringt.

Die Regelung des § 57 Abs. 3 AO, die das seit 
2020 ermöglicht, fingiert auf diese Weise einen 
Zweckbetrieb, der außerhalb der Kooperation 
nicht besteht. Die Folgen:

	� Die Einkünfte aus diesen Verwaltungstätig-
keiten sind körperschaft- und gewerbesteu-
erfrei.

	� Statt des Regelsteuersatzes gilt regelmäßig 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz für Zweck-
betriebe (§ 12 Abs. 2 Nr. 8a UStG).

Wichtig | Nach Auffassung der Finanzverwal-
tung muss dabei in der Satzung geregelt sein, 
mit wem die Einrichtungen kooperieren und wie 
die Kooperation erfolgt. Eine bloß punktuelle 
Erbringung solcher Leistungen ist deswegen 
regelmäßig nicht begünstigt, bzw. dafür wäre 
eine Satzungsanpassung zu aufwändig.

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/42523
https://www.iww.de/quellenmaterial/id/17645
https://www.iww.de/quellenmaterial/id/42523
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INFORMATIONSRECHTE

darf der Vorstand Auskünfte verweigern?

| In unserem Verein ist es zu einem erbitterten Streit über die künftige Ausrichtung gekommen. Der 
Vorstand hat die Mehrheit der Mitglieder hinter sich. In der Mitgliederversammlung hat er Mitglie-
dern der „Gegenpartei“ auf deren Nachfragen hin Auskünfte zu Geschäftszahlen verweigert und 
sich das durch einen Beschluss absegnen lassen. Darf er das? Unsere Satzung sagt dazu nichts. |

A n t WO R t :  Das Informationsrecht der Mit-
glieder ist grundsätzlich individuell. Nur im Son-
derfall darf der Vorstand Auskünfte verweigern.

Auskunftsrecht ist gesetzlich verankert
Nach § 27 Abs. 3 BGB finden auf die Geschäfts-
führung des Vorstands die für den Auftrag gel-
tenden Vorschriften (§§ 664 bis 670 BGB) An-
wendung. § 666 BGB gibt dem Auftraggeber 
(der Mitgliederversammlung) ein umfassendes 
Auskunftsrecht, das sich sowohl auf zurücklie-
gende Jahre (Rechenschaftspflicht) als auch 
auf laufende Geschäfte bezieht. Es spielt dem-
nach keine Rolle, wenn die Satzung dazu keine 
Regelungen trifft. Das Informationsrecht der 
Mitglieder ist umfassend und muss nicht erst 
durch die Satzung geschaffen werden. 

umfassende Informationsrechte der Mitglieder
Das Informationsrecht der Mitglieder muss re-
gelmäßig in der Mitgliederversammlung wahr-
genommen werden. Es ist umfassend und per-
sönlich. Der Grundsatz lautet: Ein Mitglied muss 
alle Informationen bekommen, die es benötigt, 
um die Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrech-
te sinnvoll und sachgerecht ausüben zu können. 

Das betrifft alle Geschäftsführungsangelegen-
heiten des Vorstands, wozu insbesondere die 
Vermögensverwaltung gehört. Auskünfte zu 
einzelnen Ausgaben oder Einnahmen kann der 
Vorstand also grundsätzlich nicht verweigern. 
Selbst die Persönlichkeitsrechte von Mitarbei-
tern des Vereins stehen hinter diesem Informa-
tionsrecht zurück. In der Regel ist also auch der 
Datenschutz kein ausreichender Grund, Aus-
künfte zu verweigern.

Da das Auskunftsrecht individuell ist, kann es 
auch nicht per Beschluss der Mitgliederver-
sammlung eingeschränkt oder ausgehebelt 
werden. 

Informationsverweigerung nur im sonderfall
Der Vorstand hat nur in einem Fall das Recht, 
Informationen zu verweigern: Wenn die Gefahr 
besteht, dass diese Informationen zu vereins-
fremden Zwecken verwendet werden und dem 
Verein dadurch ein erheblicher Schaden entste-
hen könnte. Das wird aber die seltene Ausnah-
me sein. Doch selbst in diesem Fall muss die 
Mitgliederversammlung über die Auskunftsver-
weigerung entscheiden.

MITGLIEDSCHAFTSRECHTE

umfasst eine Vorsorgevollmacht die stimmrechtsübertragung?

| Ein Vereinsmitglied ist schwer erkrankt. Deshalb hat es seiner Tochter eine Vorsorgevollmacht 
erteilt, mit der sie auch das Stimm- und Rederecht des Vaters auf der Mitgliederversammlung unse-
res Vereins, wahrnehmen wollte. Das hat unser Vereinsvorstand mit Verweis auf die Gesetzeslage 
verweigert. Zu Recht? |

A n t WO R t :  Eine solche Vorsorgevollmacht 
reicht nur im Sonderfall aus. Dazu müsste die 
Satzung die Stimmrechtsübertragung erlauben 
und die Vollmacht an sich die Anforderungen an 
diese Übertragung erfüllen.

persönliches stimmrecht und Vollmacht
Nach § 38 BGB sind die Mitgliedschaftsrechte 
– und damit auch das Stimmrecht – nicht über-

tragbar. Diese Vorschrift ist zwar „nachgiebig“, 
abgeändert werden kann sie aber nur per Sat-
zung. Eine Vorsorgevollmacht würde also eine 
Stimmrechtsübertragung nur dann umfassen, 
wenn die Satzung diese grundsätzlich zulässt. 
Doch auch dann wäre fraglich, ob eine allge-
meine Vorsorgevollmacht die Satzungsanforde-
rungen an eine solche Stimmrechtsübertra-
gung erfüllt. In der Regel wird das nicht der Fall 
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sein, weil der Verein nicht prüfen kann, ob das 
Mitglied sein Stimmrecht noch selbst ausüben 
kann. Die Satzung könnte aber eine entspre-
chende Möglichkeit schaffen. Das Gleiche gilt 
für eine Betreuungsverfügung. Damit schlägt 
die Person dem Betreuungsgericht lediglich 
bestimmte Personen als Betreuer vor.

Mitglieder unter betreuung
Etwas anderes gilt, wenn für das Mitglied ge-
richtlich eine Betreuung angeordnet wurde. Hier 
kommt es dann auf Art und Umfang der Betreu-
ung an. Ist der Betreute geschäftsunfähig (das 
gilt auch für Kinder bis zum Beginn des siebten 
Lebensjahrs), hat er selbst kein Teilnahmerecht 
an der Mitgliederversammlung. Dieses Recht 
(und damit auch das Antrags-, Rede- und Stimm- 

recht) übt dann der Betreuer für ihn aus.

Statt die vollständige Geschäftsunfähigkeit fest-
zustellen, kann das Gericht aber auch umfas-
sende Einwilligungsvorbehalte anordnen. Diese 
können auch die mitgliedschaftlichen Rechte 
betreffen. Dann kann der Betreute sein Stimm-
recht nur mit Zustimmung des Betreuers aus-
üben. Hier gilt dann grundsätzlich das Gleiche 
wie für beschränkt geschäftsfähige jugendliche 
Mitglieder (im Alter von sieben bis 17 Jahren).
Eine besondere Satzungsregelung ist in diesen 
Fällen nicht erforderlich. Die Satzung könnte 
aber das Stimmrecht für diesen Personenkreis 
ausschließen. Von der Teilnahme an der Ver-
sammlung ausgeschlossen werden können 
aber nur Geschäftsunfähige.

HAFTUNG

darf ein Verein wegen corona seine Vereinstätigkeit einstellen?

| Der Vorstand unseres Sportvereins will wegen der anhaltenden Pandemielage auf Spiele und 
Wettkämpfe verzichten. Das wird mit den anhaltend hohen Inzidenzen und der Rücksicht auf Mit-
glieder mit gefährdeten Familienmitgliedern begründet. Lt. aktueller Gesetze bzw. Landesverord-
nung dürfen Spiele/Wettkämpfe stattfinden. Ist eine solche Anordnung des Vorstands zulässig? |

A n t WO R t :  Hier sollte der Vorstand auf jeden 
Fall einen „Alleingang“ vermeiden. Sonst kön-
nen Haftungsfolgen drohen.

unterschiedliche rechtliche Folgen
Bei der Einstellung der Vereinstätigkeit handelt 
es sich um eine vereinsinterne Angelegenheit. 
Die Frage ist also weniger, ob das zulässig ist, 
sondern welche zivilrechtlichen Folgen es nach 
sich ziehen kann. Hier muss unterschieden 
werden bezüglich einer möglichen Haftung des 
Vorstands dem Verein gegenüber und des Ver-
eins den Mitgliedern gegenüber.

Mitgliederversammlung muss entscheiden
Entscheidet der Vorstand allein über die Einstel-
lung des Spielbetriebs, riskiert er eine Inhaf-
tungnahme durch den Verein. Voraussetzung für 
eine zivilrechtliche Haftung ist zwar immer, dass 
dem Verein ein messbarer Schaden entsteht. 
Davon wird man aber wohl ausgehen müssen, 
weil mit der Einstellung des Spielbetriebs auch 
Einnahmen wegfallen (Vermögensschaden).

Der Vorstand sollte in dieser Sache deshalb un-
bedingt das Votum der Mitgliederversammlung 
einholen. Beschließt diese (mit einfacher Mehr-

heit) die einstweilige Einstellung des Spielbe-
triebs, kann der Vorstand nicht mehr in Haftung 
genommen werden. Außerdem ist es schon aus 
Gründen der demokratischen Mitbestimmung 
geboten, die Mitglieder zu befragen.

haben Mitglieder Ansprüche gegen den Verein?
Schwieriger zu beantworten ist die Frage, ob 
Mitglieder Ersatzansprüche geltend machen 
können, wenn der Verein den Spielbetrieb ein-
stellt. Zwar sind die Leistungen des Vereins an 
seine Mitglieder (Teilnahme an Veranstaltun-
gen, Nutzung von Vereinsanlagen) meist keine 
satzungsmäßigen Mitgliederrechte. Als Vor-
teilsrechte ergeben sie sich aber aus dem Ver-
einszweck und begründen damit grundsätzlich 
einen – auch einzelnen – Anspruch der Mitglie-
der. Gibt es also keine zwingenden Gründe 
(durch behördliche Auflagen), die Vereinstätig-
keit einzustellen, kann das Schadenersatzan-
sprüche der Mitglieder begründen. Wegen des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes wäre vor allem 
eine teilweise Einstellung des Sportbetriebs 
problematisch, wenn sie nur bestimmte Sport-
arten betrifft. Es sei denn, das lässt sich damit 
begründen, dass sich hier die Pandemieaufla-
gen unterschiedlich auswirken. 




